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Die ganze Schweiz geniesst die Sommerferien, nur
in den Amtsstuben herrscht Aufregung: Ein Kanton
nach dem anderen verschärft die Corona-Regeln. Für
Veranstaltungen wird die Höchstzahl der Teilnehmer
heruntergesetzt, die Maskenpflicht auf Geschäfte und
Schulen ausgeweitet – im Kanton Freiburg zum
Beispiel gilt das Obligatorium nun sogar an Freiluft-
Märkten. Und jetzt fordert der Bund von den Kantonen
ein noch strikteres Vorgehen, wie unsere Recherchen
zeigen. Man könnte meinen, das Land befände sich
mitten in einer zweiten Welle, das Gesundheitswesen
stünde vor dem Kollaps, die Menschen stürben zu
Dutzenden.

Das Gegenteil ist der Fall: Seit Anfang Juni liegt die
Zahl der Neuinfektionen auf konstant tiefem Niveau –
obwohl sich die Menschen überall treffen, die
Abstandsregeln oft nur lax einhalten, die Grenzen
geöffnet und sogar mehrere Grossdemos veranstaltet
worden sind.

In Clubs und Bars ist es zwar zu einer Handvoll
Superspreader-Events gekommen – angesichts der
schieren Menge durchgeführter Partys im ganzen Land

hielten sich diese Ausbrüche
aber in erstaunlich engen
Grenzen. Die meisten Infizier-
ten waren zudem jung und
hatten oft nur harmlose, in
vielen Fällen gar keine Symp-
tome.

Und am Wichtigsten: Für die
Spitäler ist das Virus derzeit
kein Problem. Im momentan
am stärksten betroffenen Kan-
ton Zürich mit über 1,5 Millio-
nen Einwohnern sind aktuell

gerade mal 23 Covid-Patienten in Behandlung, 6 davon
müssen beatmet werden.

Jeder dieser Fälle ist ernst zu nehmen – doch erin-
nern wir uns: Bei den Corona-Massnahmen ging es
einmal darum, das Gesundheitswesen nicht zu überlas-
ten. Tatsächlich herrschte in den letzten Wochen
schweizweit sogar eine relative Untersterblichkeit, mut-
masslich, weil viele hochbetagte Menschen während
der ersten Welle gestorben waren.

Das Virus ist derzeit unter Kontrolle. Solange die
grundlegendsten Hygieneregeln eingehalten werden,
scheint die Epidemiegefahr im Sommer klein zu sein.
Trotzdem verhängte der Bundesrat ausgerechnet vor
den Ferien eine Maskenpflicht in allen öffentlichen,
also auch touristischen Verkehrsmitteln. Ob diese
Massnahme nötig war, bleibt fraglich: Die Anste-
ckungszahlen hatten sich bereits zuvor stabilisiert.

Jetzt legen die Behörden sogar nach – obwohl eine
zweite Welle weiterhin nicht in Sicht ist. Man wird
das Gefühl nicht los, dass es ihnen darum geht, sich
vor den eigenen Ferien gegen alle möglichen Verharm-
losungsvorwürfe abzusichern – von manchen Medien,
die noch immer dazu tendieren, Einzelfälle zum natio-
nalen Drama hochzustilisieren.

Die Corona-Krise ist nicht vorbei. Doch unsere
Erfahrung sollte mittlerweile gross genug sein, um
sie smart und souverän anzugehen. Was es nicht
braucht: unnötigen Aktionismus, Angstmacherei und
Panik. Was es endlich braucht: einen Plan, wann wel-
che Massnahmen mit welchen Mitteln umgesetzt wer-
den – damit wir bereit sind, falls es nochmals richtig
ernst wird.

«Unsere
Erfahrung
sollte gross
genug sein,
ummit der
Krise um-
zugehen»

Corona:Weshalb die
Panikmacher falschliegen
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Was Jugendliche von einer Mas-
kenpflicht halten, zeigt sich der-
zeit im ÖV. «Mann, wir sehen voll
bescheuert aus», lästern sie zur Be-
grüssung. Der Mundschutz ist de-
finitiv uncool.

Jetzt plant Luzern als erster
Kanton, die Maskenpflicht auf die
Schulen auszuweiten. Je nach Ent-
wicklung der Corona-Fallzahlen
soll das Obligatorium nach den
Sommerferien in Kraft treten.
Dann gilt für die 5300 Gymnasias-
ten und die rund 12’500 Berufs-
schüler: Mund und Nase bedecken!
Und das nicht nur im Klassenzim-
mer, sondern auch in den Pausen
und auf den Gängen.

Unter Schülern wird hinter vor-
gehaltener Hand über die Masken-
pflicht gemurrt. «Ein Witz», sagt
eine Gymnasiastin. «Wenn wir uns
privat treffen, tragen wir auch kei-
ne Maske.» Offiziell halten sich die
Luzerner Schülerverbände mit Kri-

tik zurück. Aber auch sie haben
Vorbehalte. «Wir haben nichts
gegen eine Maskenpflicht, wenn
sich damit Ansteckungen vermei-
den lassen», sagt Salvina Kobel von
der Schülerorganisation der Kan-
tonsschule Alpenquai, mit rund
1600 Schülern das grösste Gym-
nasium im Kanton Luzern. «Aber
wir verstehen nicht ganz, warum
wir an den Schulen Masken tragen
sollen, während das an anderen
Orten wie in Clubs nicht gilt.»

Masken gelten
als Schulmaterial

Auch an der Kantonsschule Bero-
münster ist man zwar «grundsätz-
lich froh» über die Tragepflicht –
ein Schülervertreter kritisiert aber
auch: «Das Ganze ist nicht wirk-
lich durchdacht. Im Klassenzim-
mer sitzen wir mit Gesichtsmaske
nebeneinander, und wenn wir uns
an den Wochenenden treffen, tra-

Schülermurren
überMaskenpflicht

Der Kanton Luzern plant
ein Maskenobligatorium an Schulen.

Die Lehrpersonen bekommen denMundschutz
gratis, Schüler müssen aber dafür zahlen.

Jetzt wehren sie sich

Adrian Schmid

Die schlechte Nachricht bekam
Heinz Moll an einem Montagmit-
tag im Mai, als er sich im Homeof-
fice befand. In einem E-Mail wur-
de ihm mitgeteilt, dass er nicht
mehr Leiter der Armeeapotheke
sei. Absender war Thomas Süssli,
Chef der Schweizer Armee. Die
Botschaft dürfte sich wie ein Schlag
ins Gesicht angefühlt haben – mit-
ten in der Corona-Krise und nota-
bene nach über 20 Jahren an der
Spitze der Armeeapotheke.

Die Armeeapotheke hatte bei
der Bewältigung der Pandemie eine
zentrale Funktion. Ende März er-
teilte der Bundesrat ihr den Auf-
trag, für das Schweizer Gesund-
heitswesen medizinische Güter zu
beschaffen. Der Bund stellte
2,5 Milliarden Franken für den
Kauf von Masken, Beatmungsge-
räten, Medikamenten, Impfstoffen
und weiterem Sanitätsmaterial zur
Verfügung. Bald aber wurde der
Armeeapotheke vorgeworfen, sie
bezahle überhöhte Preise und täti-
ge Hamsterkäufe. Mittlerweile hat
die Armee einen Bericht zu den Be-
schaffungen in Aussicht gestellt.

Warum aber hat Süssli, der seit
Anfang Jahr an der Spitze der Ar-
mee steht, Moll geopfert? Gemäss
Armee gibt es keinen Zusammen-
hang zum gigantischen Corona-
Auftrag. «Die Beschaffungen wur-
den vom Beschaffungsbeauftrag-
ten des VBS für Corona, Markus
Näf, getätigt», heisst es in einer
Stellungnahme. Trotzdem: Moll
war als Chef der Armeeapotheke
Leiter derjenigen Organisation,
welche den Auftrag für den Coro-
na-Grosseinkauf erhalten hatte.

Armeemacht medizinische
Gründe geltend

Auf der weiteren Suche nach den
Gründen für Molls Absetzung wird
es dann skurril. Die Armee
schreibt, Moll habe den Chefpos-
ten «aus medizinischen Gründen,
die wir nicht in der Öffentlichkeit
ausbreiten», abgegeben. Die Sonn-
tagsZeitung weiss jedoch aus gut
unterrichteter Quelle, dass Moll
zu 100 Prozent arbeitsfähig ist.

Tatsächlich wurde die Armee-
apotheke erst kürzlich einer neu-
en Einheit zugewiesen, der Logis-
tikbasis. Die Umstrukturierung
setzte die Armee just an dem Tag
in Kraft, als Moll über seine Abset-
zung informiert wurde. Das kann
kein Zufall sein. Doch die Armee

streitet auch diesen Zusammen-
hang ab. «Die Unterstellungsän-
derung hatte der Chef der Armee
bereits länger geplant. Das macht
Sinn, weil dort Basislogistikpro-
zesse erbracht werden», heisst es.

Ein paar Stunden nachdem
Moll per E-Mail über seine Ent-

machtung informiert worden war,
verschickte die Armee ein Com-
muniqué. Darin verkündete sie die
Umstrukturierung. Über die Per-
sonalie Moll verlor sie kein Wort.
Dafür wurde ausgeführt, dass ein
2018 angestossener Überprüfungs-
prozess einen Abschluss gefunden
habe. Und beim Entscheid des
Chefs der Armee seien «Erkennt-
nisse aus der aktuellen Corona-Kri-
se» eingeflossen. Zudem wurde
auch explizit erwähnt, dass die Ar-
meeapotheke mit der Beschaffung
von medizinischen Gütern beauf-
tragt worden war.

Molls Absetzung, die am glei-
chen Tag kommunizierte Umstruk-
turierung und der laufende Coro-

na-Grossauftrag – dass dies alles
nicht zusammenhängt, erscheint
höchst fraglich. Heinz Moll woll-
te sich auf Anfrage nicht äussern.

Moll will sich im nächsten Jahr
frühpensionieren lassen

Moll arbeitet indes weiterhin beim
Militär. Für ihn wurde ein neuer
Posten geschaffen. Er darf sich nun
«Chefapotheker der Armee» nen-
nen. Die Armee schreibt, dass Moll
jetzt «oberster Fachverantwortli-
cher für die Vorgaben in allen Apo-
thekerbelangen der Armee» und
direkt dem Oberfeldarzt unterstellt
sei. Diese Aufgabe soll Moll «bis
zu seinem Eintritt in den Ruhe-
stand» ausführen. Dem Verneh-

Leiter der Armeeapotheke zumChefapotheker degradiert
Die Armee führt für den Entscheid «medizinische Gründe» an – mit einem Auftrag zur Beschaffungmedizinischer Güter habe die Absetzung Heinz Molls nichts zu tun

Armeeapotheker Heinz Moll (l.)
wurde per E-Mail von Armeechef
Thomas Süssli abgesetzt
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gen die wenigsten einen Mund-
schutz.»

Mit dem Maskenobligatorium
will Luzern die Rückkehr zum Prä-
senzunterricht im Vollbetrieb si-
cherstellen. Denn in Schweizer
Schulzimmern herrscht in Coro-
na-Zeiten Dichtestress: Wenn wie-
der im normalen Klassenverbund
unterricht wird, kann der Mindest-
abstand von 1,5 Metern zwischen
den Schulbänken in der Regel nicht
eingehalten werden.

Der Virenschutz ist für die Leh-
rer gratis, die Maske wird ihnen
zur Verfügung gestellt. Die Schü-
ler hingegen müssen dafür zahlen.
«Die Masken werden als Schulma-
terial behandelt», sagt Regula Hu-
ber, Leiterin Kommunikation beim
Luzerner Bildungsdepartement.
«Für das Schulmaterial sind die
Schülerinnen und Schüler selber
verantwortlich. Dazu gehören,
Stand heute, auch die Masken.»

Das sei unfair, kritisiert die kanto-
nale Schülergewerkschaft (VLSO).
«Wir begrüssen, dass der Kanton
uns schützen will. Aber wenn Prä-
senzunterricht mit Anwesenheits-
pflicht gilt, muss der Kanton auch
den Schülern einen Gesichtsschutz
kostenlos abgeben», sagt Präsident
Phillip Zenger. «Es ist nicht einzu-
sehen, warum die Lehrpersonen
Gratis-Masken bekommen, wir
aber nicht.»

Lehrer rechnenmit Pflicht
in anderen Kantonen

Die Schüler haben auch bereits ein
Maskenkonzept erarbeitet: Jeder
soll ein wiederverwendbares Mo-
dell bekommen. Das belaste die
nationalen Vorräte kaum, die An-
schaffungskosten seien rasch amor-
tisiert, und es falle deutlich weni-
ger Abfall an, sagt Zenger.

Die obligatorische Gesichtsver-
hüllung könnte bald auch Schü-

lern in anderen Kantonen blühen.
«Es ist damit zu rechnen, dass an-
dere Kantone ebenfalls eine Mas-
kenpflicht einführen», sagt Lucius
Hartmann, Präsident des Vereins
Schweizerischer Gymnasiallehre-
rinnen und -lehrer.

Die Maske sei eine gute Mög-
lichkeit, sich im Präsenzunterricht
mit ganzen Klassen zu schützen,
wenn die Abstandsregeln nicht
eingehalten werden können. «Ich
würde es begrüssen, wenn der
Staat den Schülern die Masken
kostenlos zur Verfügung stellte»,
sagt Hartmann. «Das hätte eine
wichtige Signalwirkung und wür-
de sicherstellen, dass die Masken
die nötigen Standards erfüllen.»
Mit einem staatlich abgegebenen
Gesichtsschutz könne man ein
Obligatorium auch durchsetzen,
sagt Hartmann. «Es kann keiner
kommen und sagen, er habe kei-
ne Maske.» Nadja Pastega«Wenn wir uns amWochenende treffen, tragen wir auch keine Maske»: Schüler mit Mundschutz Foto: Keystone

Als «Donald Duck» trug sich ein
Witzbold Ende Juni in der Coro-
na-Namensliste des Zürcher Clubs
Flamingo ein. Ein Drittel der Be-
sucher des Clubs hatten an jenem
Abend ebenfalls absichtlich falsche
Namen angegeben. Der Anlass
entpuppte sich als Superspreader-
Event. Wegen der falschen Anga-
ben konnten Behörden viele Besu-
cher nicht kontaktieren, um ihnen
Quarantänen zu verordnen. Der
Vorfall ist der Höhepunkt einer Se-
rie von Fällen, in welchen Schutz-
konzepte und Kontrollen versag-
ten. Ein Streit entbrannte, ob Kan-
tone oder der Bund die Verantwor-
tung trügen.

Nun geht das Bundesamt für
Gesundheit (BAG) in den Angriff.
Ohne vorherige Anhörung und
ohne öffentliche Mitteilung ver-
sandte BAG-Direktor Pascal Strup-
ler diese Woche eine fast schon mi-
litärische Befehlsausgabe: In der
Weisung befiehlt er, dass Kantone
«ihre Kontrolltätigkeit verstärken
und vermehrt prüfen müssen, ob
in den öffentlich zugänglichen Be-
trieben und Einrichtungen sowie
an Veranstaltungen hinreichende
Schutzkonzepte vorhanden sind
und umgesetzt werden». Und: Ab
sofort müssen die Kantone gemäss
der Weisung dem Bund jede Wo-
che minutiös rapportieren, wo und
wie viel sie kontrolliert haben. «Die
Aufschlüsselung der Kontrollen»
müsse «separate Zahlen zumindest
betreffend Restaurationsbetriebe,
Nachtlokale, Beherbergungsbetrie-
be, Indoor-Freizeitbetriebe, Kinos
und Fitnesszentren sowie Ein-
kaufsläden enthalten», schreibt der
BAG-Direktor. Auch bei nicht öf-
fentlich zugänglichen Betrieben
wie Metzgereien, Obst-, Gemüse-
und Milchverarbeitern verlangt das
BAG aufgeschlüsselte Angaben
über die Kontrolltätigkeit.

Kantone kritisieren die
«Bürokratie» aus Bern

Das Vorgehen des BAG stösst auf
Kritik: «Es zeigt sich immer mehr,
dass der Bundesrat Mühe hat, das
Notrecht wieder loszulassen», sagt
SVP-Fraktionschef Thomas Ae-
schi. Das widerspreche «dem Fö-
deralismus der Schweiz» und
«unserem Demokratieverständ-

nis». In den Kantonen ist man ver-
ärgert: «Wir sind erstaunt darüber,
dass solche Weisungen wie im vor-
liegenden Fall ohne Absprache mit
den Kantonen geschehen», sagt der
Urner Volkswirtschaftsdirektor
Urban Camenzind, Vizepräsident
der kantonalen Konferenz der
Volkswirtschaftsdirektoren. Ein ge-
meinsames Monitoring zwischen
Bund und Kantonen zur Umset-
zung der Schutzkonzepte existie-
re bereits, sagt Camenzind. Wei-
tere Vorgaben seien aus seiner
Sicht «nicht notwendig». Die be-
schränkten Ressourcen der Behör-
den «müssen im Sinne der Gesund-
heitsprävention für die Kontrollen
und nicht für zusätzliche Bürokra-
tie genutzt werden», sagt Camen-
zind. Auch Lukas Engelberger, Prä-
sident der kantonalen Gesund-
heitsdirektoren, sagt: Ihm sei nicht
bekannt, «inwiefern das BAG bei
der Umsetzung der Schutzkonzep-
te Mängel festgestellt hat». Des-
halb ist auch er «erstaunt über die
Weisung».

Das Bundesamt räumt ein, dass
es gar nicht wisse, ob die Kantone
nachlässig seien bei den Kontrol-
len: «Dazu liegen im Moment noch
keine Daten vor», sagt BAG-Spre-
cherin Katrin Holenstein auf An-
frage. Die Befehle seien aber not-
wendig, weil die «Einhaltung der
Schutzkonzepte und der Präven-
tionsmassnahmen zur Verhinde-
rung der Ausbreitung von Sars-
CoV-2 ausserordentlich wichtig»
sei. Beim BAG hofft man, dass die
gezielte Kontrolle der Einhaltung
der Schutzkonzepte «unter Um-
ständen» nicht zu mehr Bürokra-
tie führen werde, sondern dazu,
«die Effizienz der Kantone in der
Kontrolle des Virus zu erhöhen
und damit insgesamt die Arbeit zu
reduzieren». Mischa Aebi

Der Bundnimmt
die Kantone
an die Kandare

Kantonemüssen die Corona-Schutzkonzepte
von Clubs und Restaurants rigoroser überprüfen

Gibt den Tarif durch:
BAG-Direktor Pascal Strupler
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men nach hat er schon vor einigen
Monaten intern angekündigt, dass
er sich im nächsten Jahr frühpen-
sionieren lassen will.

Man wird den Eindruck nicht
los, dass Molls Absetzung eine
Hauruckübung war. Erst Anfang
2021 sollte die Armeeapotheke
einen neuen Leiter bekommen.
Vorderhand hat Süssli mit Oberst
Dan Aeschbach einen Interimschef
ernannt. Und die Stelle wurde aus-
geschrieben. In der Ausschreibung
ist die Rede von einem «dynami-
schen und vielseitigen Arbeitsplatz
mit attraktiven Anstellungsbedin-
gungen». Dass der Vorgänger per
E-Mail wegbefördert wurde, ist na-
türlich nicht erwähnt.

Sein Amt als Chef der wissen-
schaftlichenCorona-Taskforcedes
Bundes legtMatthiasEggernieder
– ohnedass er dazu gedrängtwor-
den wäre. «Mir war stets bewusst,
dass meine Äusserungen nicht
überall willkommensind. Es gab je-
doch keine Druckversuche, mir
einenMaulkorb zugeben», sagt der
Epidemiologe auf Anfrage. Egger
hatte sich zuletzt öfters kritisch zum
Corona-Regime des Bundesrats
geäussert. Sosagteeretwa imJuni,
dassdieRegierungmit den raschen
Lockerungen ein Risiko eingehe.
DieTaskforcehatte auchDruckge-

macht, damit der Bundesrat eine
Maskenpflicht erlässt.
Für seinen Rücktritt macht Egger
einen anderenGrund geltend. «Ich
kann nicht drei Jobs über längere
Zeit gleichzeitig machen», sagt er.
Einerseits ist er als Professor am
Institut für Sozial- und Präventiv-
medizin der Universität Bern tätig.
Anderseits ist er Präsident desFor-
schungsrats des Nationalfonds.
Dieses Amt will Egger «auf keinen
Fall vernachlässigen». Es sei zu
wichtig für den Forschungsplatz
Schweiz. Auch seine Tätigkeit an
der Uni bedeutet ihm viel.

Egger bleibt der Taskforce weiter-
hin als Experte erhalten. Zudembe-
tont er, dassdiese auch künftig un-
abhängigbleibe. «Daswaraucheine
wichtige Voraussetzung, dass sie
weitermacht.» Die Taskforce war
auf dem Höhepunkt der Corona-
Krise einberufen worden. Weil die
ausserordentlicheLagemittlerwei-
le beendet ist, bekommt das Gre-
mium ein neues Mandat.
Als Nachfolger von Egger an der
Spitze der Taskforce ist ETH-Pro-
fessor Martin Ackermann vorge-
sehen. Erwar bisherVizepräsident
des Gremiums. (ad)

Der Chef der wissenschaftlichen Corona-Taskforce geht aus freien Stücken

Ein Sanitätssoldat
überprüft im Lager ein
Beatmungsgerät Foto: VBS
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